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Wie jeder politische und gesellschaftliche Bereich steht auch das Bildungssystem unter 
der ethischen Gerechtigkeitsforderung. Zu den vielen Aspekten, in die sie sich auf-
gliedern lässt, gehört wesentlich die Frage nach der Gerechtigkeit der Institutionen 
des Bildungssystems. Schulen, Hochschulen, Ausbildungs- und Weiterbildungsein-
richtungen, aber auch die Bildungswege, die ein Bildungssystem mit seinen Zugangs-
bedingungen und Abschlussanforderungen, seinen Bewertungen, seinen Verwer-
tungsmöglichkeiten und seinen Erfolgsbedingungen bereithält, müssen gerechte 
Bildungschancen eröffnen. Diese Forderung wird seit geraumer Zeit von einem indi-
viduellen moralischen Anspruch auf Bildung her diskutiert. Das individuelle morali-
sche Recht auf Bildung hat institutionenethische Konsequenzen, da die politisch-
rechtliche Gestaltung der Institutionen des Bildungssystems dem ethischen 

. Gerechtigkeitsanspruch genügen müssen, der aus den grundsätzlich gleichen Rechten 
der Gesellschaftsmitglieder folgt.1 In diesem Zusammenhang ergibt sich notwendig 
die Frage, wer dafür Sorge zu tragen hat, dass das Bildungssystem tatsächlich so or-
ganisiert und weiterentwickelt wird, dass es den ethischen Forderungen genügt oder 
jedenfalls in höherem Maße genügt. Ethische Anforderungen müssten ins leere lau-
fen, wenn sich nicht angeben ließe, wer - welche Person, welche Personengruppe, 
welche Amtsträger oder Instanzen - für die ethisch geforderte Berücksichtigung des 
Rechts auf Bildung verantwortlich sind. Ausgearbeitete ethische Verantwortungstheo-
rien entwickeln den Verantwortungsbegriff als mehrstellige Relation zwischen einem 

l Vgl. etwa Mandry 2007; Neuhoff2007; Heimbach-Steins et a/. 2009. 
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Subjekt der Verantwortung, einer Verantwortungsinstanz und einem Objekt der Ver-
antwortung. Die Verantwortungsrelation umfasst mindestens, dass „li]emand (Sub-
jekt) [ ... ] für etwas (Gegenstand) vor oder gegenüber jemandem (Instanz) aufgrund be-
stimmter normativer Standards (Normhintergrund)" (prospektiv) verantwortlich ist, 
oder dass ein Subjekt sich (retrospektiv) ,,für etwas (Gegenstand) vor oder gegenüber 
jemandem (Instanz) unter Berufung auf bestimmte normative Standards (Normhinter-
grund)" verantwortet.2 

Für die Frage nach der Verantwortung für das Bildungswesen und für eine gerechte 
Beteiligung an Bildung sind zwei Aspekte an dieser Relation mit speziellen Heraus-
forderungen versehen, nämlich der Kompetenzaspekt und der Zuschreibungsaspekt. 
Zuständigkeit oder Kompetenz meint hier, dass derjenige „verantwortlich für" etwas 
ist, in dessen Zuständigkeit oder Kompetenz eine Aufgabe oder ein Sachbereich fällt. 
Von ihm wird berechtigterweise erwartet, dass er für seine Aufgabe Sorge trägt, er ist 
der Adressat von legitimen Erwartungen und muss sich - damit kommen wir zum 
zweiten Aspekt - Vorgänge oder Unterlassungen in seinem Kompetenzbereich zu-
rechnen lassen. Der Zurechnungsaspekt von Verantwortung ist allerdings nicht ein-
fach das Gegenstück zur Zuständigkeit, denn die Zurechnung von Handlungen, Un-
terlassungen und Handlungsfolgen setzt die tatsächliche Urheberschaft und die 
moralische Zurechnungsfähigkeit voraus, was alleine durch die Zuständigkeit ja nicht 
bereits beantwortet ist, sondern im Gegenteil unabhängig von ihr zu erörtern ist. Im 
ethischen Verantwortungsbegriff sind somit sowohl komplexe handlungstheoretische 
Verhältnisse der Verursachung und der Zurechnung zu klären als auch moralische 
und - im gesellschaftlichen und politischen Bereich - demokratie- und legitimations-
theoretische Überlegungen der Ämter- und Rollenzuständigkeiten zu erörtern. 

Sowohl die Zuständigkeits- als auch die Zurechnungsfrage sehen sich im Bereich der 
Bildungspolitik und des Bildungssystems deshalb mit besonderen Schwierigkeiten 
konfrontiert, da das Bildungswesen ein geradezu typischer Gegenstand von Mehre-
benenpolitik ist. Für sie sind geteilte Zuständigkeiten, Verschränkungen von Ebenen 
- etwa national, föderal und lokal- und die Notwendigkeit der Kooperation mit Ak-
teuren wie Eltern und Arbeitgebern kennzeichnend, die hierarchischer staatlich-ad-
ministrativer Anordnung und Kontrolle nicht direkt unterworfen sind und deren Ko-
operation aufgrund von freiwilligem, wertebasiertem commitment angeworben oder 
deren Mitwirken durch Anreize motiviert und gesteuert werden muss. Für die Ver-
antwortungsfragen hat das zur Folge, dass sowohl die (verfassungs)rechtlich-politische 
Zuständigkeit im Sinne der legitimen Oberhoheit und Regelungskompetenz für das 
Bildungswesen in seinen einzelnen Zweigen sehr differenziert sind, als auch dass die 
Zuschreibung und die Zurechnung von ethisch relevanten Zuständen, Ergebnissen 
und auch Veränderungen in der Bildungslandschaft (etwa herkunftsbezogenes Bil-
dungsmisserfolge oder spezifische diskriminierende Effekte) an Akteure oder verur-
sachende Prozesse vor erheblichen Herausforderungen steht. 

2 Werner 2006, S. 543. 
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Die Bildungspolitik der Europäischen Union, die im Mittelpunkt dieses Beitrags steht, 
erhöht diese Herausforderungen weiter und fügt ihnen neue hinzu. Denn die Politik 
der EU erweitert die nationale Mehrebenenpolitik nicht nur um eine weitere Ebene, 
sondern EU-Politik stellt ihrerseits selbst ein klassisches Beispiel für Mehrebenenpo-
litik dar. 3 Infolge des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung verfügt die Union 
nur über sehr wenige exklusive politische Zuständigkeiten. In den meisten Politikfel-
dern liegen hingegen zwischen Union und Mitgliedstaaten geteilte Kompetenzen vor, 
zu denen noch Mitspracherechte der Regionen hinzukommen. Somit werden in der 
EU-Politik die meisten Entscheidungen als Kompromisse zwischen den Regierungen 
aller beteiligten Ebenen getroffen, und aus diesen Entscheidungen gehen ihrerseits 
politische Programme hervor, die ein „dichtes Mehrebenengeflecht von Finanzierung, 
Implementierung und Evaluation bilden".4 Die die EU charakterisierende „Politikver-
flechtung" begünstigt zum einen, dass sich jeweils politikfeldspezifische Akteursnet-
zwerke herausbilden, die in unterschiedlicher Weise an den Entscheidungen partizi-
pieren, die jedoch keineswegs gleichgerichtet agieren müssen, sondern in denen sich 
auch widerstreitende Interessen artikulieren können. 5 Zum anderen - und infolge-
dessen - bringt sie ein - teilweise beabsichtigtes - Verunklaren von Entscheidungs-
zuschreibungen zu einer bestimmten Ebene oder zu bestimmten Akteuren hervor. 

Aus diesen Sachverhalten ergibt sich für das Vorgehen dieses Beitrags die Erfordernis, 
zunächst die Grundzüge der EU-Bildungspolitik zu beschreiben, freilich nicht ohne 
sie bereits mit den oben skizzierten Aspekten ethischer Verantwortung in Zusam-
menhang zu bringen. Im Rahmen dieses Beitrags kann es nur um ein heuristisches 
Heranhalten des Verantwortungsbegriffs an die europäische Bildungspolitik gehen, 
denn sowohl die Breite des Politikfelds der Bildung als auch das Ausmaß der Ver-
flechtung können hier nur mit dem Anspruch der Problemerschließung angegangen 
werden. Die Skizze der EU-Bildungspolitik wird einen Schwerpunkt auf die soge-
nannte Offene Methode der Koordinierung in diesem Politikfeld legen, aber auch den 
Blick über die Politik der Union hinaus auf globale Akteure weiten. Im Anschluss 
werden dann die ethischen Problemlagen und Forschungsfragen hinsichtlich der Ver-
antwortung für die Koordinierung und die Zielsetzungen der europäischen Bildungs-
politik zusammengetragen. 

3 Vgl. dazu Benz 2009, bes. S. l.34-165; Sturm 2005, sowie grundlegend und in einen normativen Zusammenhang stellend 
Schröder 2003. 

4 Sturm 2005, S. 108. 
5 Vgl. Sturm 2005, S.109-m. Die .Politikverflechtungsthese" geht auf F.W. Scharpf zurück, der den Europlisierungspro• 

zess in einer .Politikverflechtungsfalle" sieht. Vgl. Scharpfl9!M. 
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1 Entwicklung von bildungspolitischen Kompetenzen und 
einer bildungspolitischen Koordination auf europäischer 
Ebene 

Die Europäische Union (EU) hat traditionell nur sehr geringe eigenständige Kompe-
tenzen für den Bildungsbereich. Sie erstrecken sich seit den Römischen Verträgen vor 
allem auf die Berufsausbildung (vocational training and education, VET) und stehen im 
Zusammenhang mit der Etablierung des Gemeinsamen Marktes und der Freizügig-
keit für Arbeitnehmer. Laut Artikel 128 des EWG-Vertrags von 1957 beschränkt sich 
die Bildungspolitik der Gemeinschaft aufBerufsbildung, für die „gemeinsame Grund-
sätze" aufgestellt werden sollen. Die Mehrebenenverflechtung wird daran deutlich, 
dass die Durchführung einer gemeinsamen Berufsbildungspolitik weiterhin den na-
tionalen Regierungen obliegt, und dass am Zustandekommen der Grundsätze neben 
Kommission und Europäischem Rat zusätzlich noch der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss beteiligt ist.6 Da der Rat 1963 zwar zehn Grundsätze aufstellt, ihr rechtlicher 
Status jedoch umstritten bleibt und sie de facto von den nationalen Regierungen nicht 
befolgt werden, hat die gemeinsame Bildungspolitik bis in die 198oer Jahre eher in-
tergouvemementalen als supranationalen Charakter.7 Im Zuge der Errichtung des Ge-
meinsamen Marktes sollen die gegenseitige Anerkennung von Abschlüssen, eine 
grundlegende Angleichung der Ausbildungen und die Hebung des Ausbildungsnive-
aus sowohl Mobilitäts- als auch ökonomische Wachstumshemmnisse abbauen. Diese 
Politik konzentriert sich auf eine Anzahl von vergleichsweise wenig umfangreichen 
Einzelprogrammen. Dies ändert sich erst zu Beginn der 197oer Jahre, als unter dem 
Eindruck steigender Jugendarbeitslosigkeit in Folge der Ölkrise die berufliche Quali-
fizierung der Schulabgänger auch auf europäischer Ebene neue Aufmerksamkeit fin-
det und Bildung als Politikfeld der Gemeinschaftspolitik anerkannt wird. Erste Vor-
haben der Kommission, die einen stärker harmonisierenden Ansatz für die 
europäische Bildungspolitik erkennen ließen, wurden von den Mitgliedsstaaten jedoch 
zurückgewiesen. So ist die Etablierung der europäischen Bildungspolitik vor allem 
auch auf die Rechtsprechung des Europäischen .Gerichtshofs (EuGH) zurückzufüh-
ren, der die Gemeinschaftskompetenzen in Bildungsfragen nach Art.128 EWGV in 
einer Reihe von Urteilen weit auslegte.8 

Damit ging im selben Zeitraum die Ausdehnung über VET hinaus auf die allgemeine 
Bildung einher. Die bescheidenen Erfolge dieser Bildungspolitik und verschiedene Urtei-
le des EuGH in den 198oem, dass auch höhere Bildung und Hochschulbildung als ein 
Teil von VET zu verstehen seien, führten zur Überzeugung, dass allgemeine und berufli-
che Bildung in einem engen Zusammenhang zu sehen seien. Daher richtete sich die Auf-

6 Artikel 128 EWG-Vertrag (Fassung von 1957): ,.Auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses stellt der Rat in bezug auf die Berufsausbildung allgemeine Grundsitze zur Durchführung einer 
gemeinsamen Politik auf, die zu einer harmonischen Entwicklung sowohl der einzelnen Volkswirtschaften als auch des 
Gemeinsamen Marktes beitragen kann." 

7 Vgl. Ertl 2006, S. 6. 
8 Vgl. Linsenmann 2008, S. 229. 
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merksamkeit europäischer Politik zunehmend zusätzlich auf das allgemeine Bildungs-
wesen {general education). Grundsätzlich wurde allgemeine Bildung im Zusammenhang 
mit Berufs(aus)bildung gesehen und diese von den Erfordernissen der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit her verstanden (vocationalism). 9 Ohne eindeutige rechtliche Basis blie-
ben diese Aktivitäten kleinteilig und wenig zusammenhängend. 

Die Ausweitung auf das allgemeine Bildungswesen fand zunächst 1992 mit dem Ver-
trag von Maastricht statt, der erstmals eine EU-Kompetenz im Bereich des allgemeinen 
Bildungswesens definierte. Die den alten Artikel 128 ersetzenden Artikel 149 (allge-
meine Bildung) und 150 (berufliche Bildung) des EG-Vertrags10 weisen der Union und 
den Mitgliedstaaten jeweils Aktionsschwerpunkte zu, ohne in einem der beiden Felder 
eindeutig die Zuständigkeit entweder der Union oder der nationalen Ebene zuzu-
schlagen. Im Unterschied zur VET, wo die EU weitergehende Kompetenzen hat, be-
schränkt sich ihre Kompetenz in der allgemeinen Bildung auf Unterstützungsmaß-
nahmen der nationalen Bildungspolitiken. Sowohl in der allgemeinen wie in der 
beruflichen Bildung werden freilich die „strikte Beachtung der Verantwortung der 
Mitgliedstaaten" für die Lehrinhalte und die Gestaltung der Bildungssysteme festge-
halten (Art.149 Abs.1 bzw. Art. 150 Abs.1 EGV) und ist jegliche „Harmonisierung" der 
nationalen Rechts-und Verwaltungsvorschriften explizit ausgeschlossen (Art.149 
Abs. 4 bzw. Art. 150 Abs. 4 EGV). Die Prinzipien der Subsidiarität (Art. 3b EGV-Maas-
tricht - Art. 5 EGV-Amsterdam) und der kulturellen Autonomie verhindern sowohl 
rechtlich als auch de facto einen weiter gehenden Einfluss der Union auf die Bildungs-
systeme in Europa. 

Es sollte jedoch nicht übersehen werden, dass die seit 1986 aufgelegten Einzelpro-
gramme im Bereich der Berufsbildung, aber auch der allgemeinen Bildung fortgeführt 
wurden. Im Unterschied zu einer Politik der direkten institutionellen Harmonisierung 
sind sie eine Form von Verteilungspolitik in Gestalt von Aktionsprogrammen. Die 
Programme dienen vor allem der Mobilitätsförderung von Auszubildenden und Stu-
dierenden, dem Fremdsprachenerwerb und der Anerkennung von Ausbildungs- und 
Studienbestandteilen bzw. -abschlüssen. n Einen Einfluss auf die Bildungssysteme und 
-inhalte hatten sie nicht. Allerdings, so Ertl,12 führten finanzielle Programmanreize in 
Verbindung mit der dezentralen Verwaltung dieser Programme seit den späten 
199oem auf nationaler Ebene zur Errichtung entsprechender Programmagenturen 

. ,und administrativer Strukturen und übten so, wie er nahelegt, soft power aus. 

Dem gegenüber bedeuten die Lissabon-Agenda und die Einführung der Offenen Me-
thode der Koordinierung (auch) für den Bereich der EU-Bildungspolitik einen Strate-
giewechsel, weil der umstrittene Weg des Übertragens weiterer Kompetenzen an die 

9 Vgl. Ertl 2006, S. 8. 
10 In der Zlhlung des Vertrags von Amsterdam. 
11 Vgl. Linsenmann 2008, S. 230-232. Dazu zlhlen etwa ERASMUS (Studierendenmobilitlt), PETRA (berufliche Bildung), 

LINCUA (Fremdsprachenerwerb), SOKRATES (Dachprogramm for Bildungsmethoden) und LEONARDO (Auszubil-
dende, Arbeitnehmer, kleine und mittlere Unternehmen), sowie die Programme zur Anerkennung von Abschlossen wie 
SEDOC, Europass und jüngst der Europllsche Qualiflkationsrahmen for lebenslanges Lernen (EQR). 

12 Ertl 2006, S. 10. 
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Union verlassen und stattdessen eine bessere und engere, kennzahlenorientierte Ab-
stimmung der nationalen Bildungspolitiken auf gemeinsame Ziele forciert wird. 

2 Die Offene Methode der Koordinierung im 
Bildungsbereich 

Mit der Lissabon-Agenda setzt sich die Union das strategische Ziel, in der Dekade ab 
2000 zur Europa zum "wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten 
Wirtschaftsraum in der Welt" zu machen (vgl. European Council 2000). Zur Umset-
zung dieser Strategie wird die Offene Methode der Koordinierung (OMK) eingeführt, 
die eine stärkere Leitungs- und Koordinierungsrolle für den Europäischen Rat vor-
sieht? Auch nach Abschluss der "Lissabon-Dekade" 2000-2010 werden die Ziele und 
Methoden der Lissabon-Agenda im Nachfolgeprogramm „Europa 2020"14 weitestge-
hend beibehalten. Die Union erkennt der Bildung eine Schlüsselstellung für das 
Umsetzen der Lissabon-Agenda zu und fordert, das Bildungssystem stärker auf die 
Wissensgesellschaft und das Ziel eines höheren und höher qualifizierten Beschäfti-
gungsniveaus auszurichten.15 

Die Offene Methode der Koordinierung findet ihre Anwendung nicht nur, aber vor 
allem im Bereich der Beschäftigungs- und Sozialpolitik der Union. Für den Bildungs-
bereich wurde ebenfalls ein spezifisches Profil der OMK entwickelt und implemen-
tiert. Generell ist für die OMK ein indirektes Regieren ohne explizite Regelungskom-
petenz kennzeichnend, indem auf dem Wege der intergouvemementalen Einigungen 
über Ziele, Benchmarks und Indikatoren ein Konvergenzprozess in Gang gesetzt wird, 
der ein Zielerreichen auf mehreren Wegen ermöglichen soll.16 Auf der Grundlage der 
Koordinationskompetenz, die Artikel 2 Absatz 5 AEUV als Rahmen für die OMK ab-
steckt, liegt die Führungsrolle bei den Mitgliedstaaten, und die Union ist nur für Maß-
nahmen zuständig, die die Politik der Mitgliedstaaten unterstützen, koordinieren oder 
ergänzen, wobei erneut eingeschärft wird, dass verbindliche Rechtsakte der Union in 
diesem Bereich zu keiner Harmonisierung der nationalen Rechtsvorschriften führen 
dürfen.17 Laut Artikel 6 AEUV fällt die allgemeine und berufliche Bildung unter diese 

13 Das Schlussdokument des Lissaboner Rats (European Council 2000) charakterisiert die OMK durch .( ... ) a stronger 
guiding and coordinating role for the European Council to ensure more coherent strategic direction and elfective mo-
nitoring of progress". Zur OMK vgl. Höchstetter 2007 und Bachs 2007. 

1-4 Vgl. European Council 2010a. 
15 Vgl. European Council 2000, Nr. 25. 
16 Rechtliche Grundlage ist Artikel 2 des Vertrags !lberdie Arbeitsweise der Europlischen Union (AEUV), der am 01.12.2009 

durch den Vertrag von Lissabon in Kraft gesetzt wurde. Artikel 2 AEUV definiert die unterschiedlichen Zustlndigkeitsarten 
der Union: die ausschließliche Kompetenz der Union (etwa in der Zoll- und Handelspolitik), die zwischen Union und 
Mitgliedstaaten geteilten Kompetenzen (etwa in der Agrar• und Energiepolitik) und die reine Koordinationskompetenz 
der Union. Letztere gibt den Rahmen für die OMK ab. 

17 .In bestimmten Bereichen ist die Union nach Maßgabe der Vertrlge dafür zustlndig, Maßnahmen zur Unterstützung, 
Koordination oder Erglnzung der Maßnahmen der Mitgliedstaaten durchzuführen, ohne dass dadurch die Zustlndigkeit 
der Union für diese Bereiche an die Stelle der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten tritt. Die verbindlichen Rechtsakte der 
Union, die aufgrund der diese Bereiche betreffenden Bestimmungen der Vertrlge erlassen werden, dürfen keine Har• 
monisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten beinhalten." (AEUV Art. 2. Abs. 5). 

CHKISTOP MANDIY 



Zuständigkeitsart der Union, und in den diese Politikbereiche definierenden Artikeln 
165 und 166 wird festgelegt, dass das Europäische Parlament und der Europäische Rat 
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirt-
schafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen entsprechende 
Maßnahmen erlassen. 

Vor diesem unionsrechtlichen Hintergrund wird deutlich, dass die OMK eine Me-
thode des Regierens ist, um eine gemeinsame Politik durchzuführen, ohne dass 
neue supranationale Zuständigkeiten auf die Union übertragen werden. Als eine 
Governance-Methode des „indirekten Regierens" wirkt die OMK nicht wie traditio-
nelles „hard law" mittels Gesetzen, Erlassen und Direktiven mit gesetzlich binden-
der Kraft, die gleiche Regelungen im gesamten Unionsraum herbeiführen, son-
dern setzt das „soft law" von Empfehlungen, Selbstverpflichtungen und 
Standards .ohne förmliche juridische Bindungskraft ein. Im Bildungsbereich ist 
die OMK um Benchmarks und aus ihnen abgeleitete Indikatoren herum geformt, 
die die Qualität des Bildungswesens messen sollen, aber auf die weder ein förmli-
cher Anspruch seitens der Bürger besteht, noch eine sanktionierbare Verpflich-
tung der Mitgliedstaaten, sie zu erreichen. Vielmehr beruht die Idee der OMK auf 
einer politischen Dynamik, die von der Vereinbarung gemeinsamer Ziele, Stan-
dards, Kontrollgrößen und Zeitpläne ausgehen soll, indem ein Prozess des wech-
selseitigen politischen Lernens in Gang gesetzt wird.18 Die unionsweiten Ziele 
und Benchmarks werden in nationale und regionale Ziele, Kennzahlen und Prio-
ritäten übersetzt, so dass länder- und regionenspezifische Maßnahmen konzipiert 
werden können. Die nationalen Regierungen sollen von „vorbildlichen Modellen" 
anderer Mitgliedstaaten lernen, indem sie Informationen austauschen, ,,best prac-
tice"-Lösungen studieren und im Hinblick auf die vereinbarten Zielgrößen ent-
scheiden, welche Aspekte in die eigene Politik übernommen werden. Die OMK 
enthält aber weder Vorgaben über die institutionelle Gestaltung des Bildungswe-
sens noch verpflichtende Maßnahmen, denn angesichts der unterschiedlichen Ver-
hältnisse in den Mitgliedstaaten und angesichts der Pfadabhängigkeiten der exis-
tierenden Bildungs- und Sozialsysteme, gelten allgemeine Modelle als ineffizient 
und sollen gerade spezifischen, passgenauen Verbesserungen weichen. Die Defi-
nitionskompetenz für Ziele, Benchmarks und Indikatoren liegt beim Europä-

-ischen Rat (der Minister). Wesentliche Arbeitsmittel sind regelmäßige Berichte 
und der Austausch über Erfolgsmodelle (,best practice'); im Bildungsbereich- an-
ders als etwa in der Fiskal- oder Beschäftigungspolitik - findet jedoch keine „peer 
review" statt. Die OMK bedeutet somit eine Rückkehr des intergouvemementalen 
Regierens auf Unionsebene, weil sie eine Methode darstellt, europäische (Konver-
genz-)Politik auch dort zu betreiben, wo keine EU-Kompetenz besteht. Das Pro-
blem der Harmonisierung wird vermieden, weil eine Konvergenz allein auf der 
Zielebene vereinbart wird, der Weg zu ihrem Erreichen jedoch nicht vorgeschrie-
ben, sondern in der nationalen Zuständigkeit belassen wird. Durch die Identifizie-

18 Vgl. Alexiadou 2007, S. 103-106. 
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rung von best practice-Modellen etc. wird Konvergenz - jedenfalls der Idee nach -
nahegelegt, jedoch nicht vorgeschrieben. Mittels der veröffentlichten regelmäßi-
gen Berichte über den Fortschritt beim Erreichen der Benchmarks und der spezi-
fischen nationalen Kennzahlen übt die OMK informellen Druck über Ansehensge-
winn und -verlust (,naming and shaming') aus, operiert also anstelle mit 
förmlichen Sanktionen beim Verfehlen der Ziele mit dem unionsweiten Ver-
gleich der Regierungsleistungen.19 

Trotz des intergouvemementalen Charakters der OMK ist die Unionsebene nicht als 
rein nachgeordnete, ausführende Ebene zu bewerten. Neben der Mitwirkung des EU-
Parlaments im Gesetzgebungsverfahren ist insbesondere die Rolle der Kommission 
zu würdigen, der kraft ihrer Koordinationsrolle eine Schlüsselposition zuwächst. Bei 
ihr laufen die Fäden der OMK zusammen, sie verfügt über die enorme Menge an 
Daten, die für die OMK erforderlich sind, und sie arbeitet jene Ziele, Benchmarks und 
Indikatoren aus, schlägt Maßnahmen vor und erstellt Monitoring-Berichte, die als 
Vorlagen den Beschlüssen des Rats zugrunde liegen. 

Mit der OMK ist zudem ein erweiterter Kreis von Akteuren verbunden. Neben den 
üblichen Akteuren der Unionspolitik wie der Kommission, dem Europäischen 
Rat, dem EU-Parlament, dem Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Aus-
schuss der Regionen, die das unionstypische Mehrebenengeflecht bilden, treten 
weitere Akteure, deren Mitwirkung wesentlich diffuser ist. Denn zum einen wirkt 
die OMK als "lernende Politik" mit einem Kreis von Experten und Beratern zusam-
men, die für die Rückkoppelung von Maßnahmen und der erzielten Effekten 
sorgen sollen, um so eine ständige, empirisch basierte (,,evidence based") Anpas-
sung und Verbesserung der bildungspolitischen Strategien zu erreichen.20 Das 
von der Kommission ins Leben gerufene Europäische Expertennetzwerk Bildungs-
ökonomie (EENEE) spielt hierbei eine zentrale Rolle der wissenschaftlichen 
Politikberatung.21 Zum anderen nimmt sie die Expertise von privaten wie zivilge-
sellschaftlichen Betroffenen (,stakeholder') auf, wie Elternverbänden und Wirt-
schaftsverbänden. Dies ist eine direkte Konsequenz aus der programmatischen 
Ausrichtung auf das Ziel der Lissabon-Agenda, den europaweiten Aufbau einer glo-
bal wettbewerbsfähigen Wissensgesellschaft. Für den „Schlüsselbereich Bildung" 
rückt daher neben der Steigerung der privaten Bildungsausgaben das Konzept des 
„lebenslanges Lernens" in den Mittelpunkt, worunter u. a. die frühe Vermittlung 
von IT-Kenntnissen, die Verzahnung von Bildungswesen und Wirtschaft und ins-

19 Als weitere Arbeitsformen hat die Kommission „Cluster" und .Peer Learning Activities" (PLA) ins Leben gerufen. Da-
runter sind freiwillige, themenbezogene Arbeitsgruppen von mehreren Mitgl~dstaaten zu verstehen, in denen Policy 
learning durch Information Ober erfolgreiche oder erfolglose Strategien und Maßnahmen in Bezug auf gemeinsame bzw. 
vergleichbare Probleme erzielt werden soll. Cluster und PLA sind die „softesten" OMK-lnstrumente, da weder ein Mo-
nitoring der Erfolge noch der Teilnahme vorgesehen ist. Vgl. Alexiadou 2007, S.104. 

20 Vgl. Alexiadou 2007, S. l04f. 
21 Das EENEE wird vom Münchener ifo-lnstitut for Wirtschaftsforschung koordiniert und vereint einen europlischen Kreis 

von Bildungsökonomen und bildungsökonomischen Forschungsinstituten, die auf Anfragen der Kommission hin for• 
schend und beratend tltig werden. Die vom EENEE verfassten analytischen Berichte bilden die Grundlage for Strate-
giepapiere der Kommission, vgl. etwa Wößmann und Schütz 2006. 
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besondere auch die Zusammenarbeit von Schulen mit Unternehmen verstanden 
wird.22 

Hinzu kommt, dass die Bildungspolitik der Union mit Bildungspolitiken verwoben ist 
und mit politischen Akteuren zusammenarbeitet, die über die Union und den Kreis 
der EU-Mitgliedstaaten noch hinausgehen. Das gilt in besonderem Maß für die OECD. 
Obwohl die OECD keine europäische internationale Organisation ist, hat sie innerhalb 
Europas große Bedeutung. Der Einfluss der OECD und ihrer empirischen Studien 
(z.B. PISA) wirkt sich dabei sowohl auf der nationalen als auch auf der EU-Ebene aus. 
Die EU-Politik stützt sich teilweise auf OECD-Statistiken und teilt weitgehend die zu-
grunde liegenden Vorstellungen hinsichtlich der Bedeutung von „Bildung" für wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung. Die OECD ist keineswegs die einzige Quelle für 
europäische Vergleichsdaten, aber infolge der Verknüpfung mit einer internationalen 
Wettbewerbssemantik für die europäische Vergleichs- und Benchmarks-Semantik be-
deutsam. Die Art der OECD, Daten zu liefern und zu präsentieren, passt in die Go-
vernance-Strategie der OMK. Aus der Sicht der ethischen Frage nach Verantwortung 
muss die OECD als Akteur für die Zuschreibung von bildungspolitischen Einflüssen 
und Wirkungen in den Blick genommen werden, obwohl gerade keine juridisch defi-
nierte Zuständigkeit festgeschrieben ist. Des Weiteren sollte nicht übersehen werden, 
dass ein zentraler Aspekt der Bildungspolitik der Union, nämlich die Transparenz und 
Vergleichbarkeit von Bildungsgängen und-abschlüssen, mit zwei intergouvernemen-
talen Regimes verbunden ist, deren Mitglieder über den Kreis der EU-Mitgliedstaaten 
hinausgehen: Sowohl der Kopenhagen- als auch der Bologna-Prozess (Transparenz 
und Vergleichbarkeit von Berufsbildungs- bzw. Hochschulabschlüssen)23 sind euro-
päische Bildungsregime, die wesentlicher Bestandteil der Unionspolitik sind, aber 
nicht mit ihr hinsichtlich des Umfangs und der Akteure deckungsgleich sind. An ihnen 
wäre eine Untersuchung aufschlussreich, inwieweit europäische Bildungspolitik in-
ternational vernetzt und eingebunden ist, als auch inwiefern sie ein Mittel sind, die 
vom Unionsrecht ausgeschlossene „Harmonisierung" auf anderem Wege zu errei-
chen. Einmal mehr zeigt sich für die Perspektive der ethischen Verantwortung die 
Schwierigkeit, sowohl eindeutige Zuständigkeiten auszumachen, als auch bildungs-
politische Maßnahmen und Effekte eindeutigen Akteuren zuzuordnen, die sowohl in 
ihrer Rollenvielfalt als auch im Dschungel der Programme und Maßnahmen zu ent-
schwinden drohen. 24 

22 Vgl. Commisslon of the European Communities 2001, Nr. 25. Tanja BOrzel (2005, S. 635f.) bezweifelt jedoch, dass durch 
die OMK private, v.a. ökonomische Akteure, zu gleichberechtigten Teilhabern am politischen Entscheidungsprozess 
geworden sind. 

23 Vgl. European Ministers ofVocational Education and Training und European Commission 2002. 
24 In politikwissenschaftlicher und juristischer Perspektive wird die demokratische Legitimation der OMK seit einiger Zeit 

diskutiert, vgl. dazu etwa HOchstetter 2007, S. 216-230, Papadopoulos 2010. 
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3 Der strategische Rahmen fLir allgemeine und berufliche 
Bildung "ET 2020" 

Im Zuge der Lissabon-Agenda und ihrer gegenwärtigen Fortschreibung im Bildungs-
bereich unter dem Titel ET 2020 sind sowohl allgemeine als auch berufliche Bildung 
Gegenstand der OMK-Politik mit dem Ziel, das Bildungswesen in der EU effizient(er) 
auf die allgemeinen Ziele der EU-Politik, insbesondere das einer „wettbewerbsstarken 
und dynamischen Wissensgesellschaft" auszurichten. In Verbindung mit dem Bolog-
na- und dem Kopenhagen-Prozess soll ein „Europäischer Bildungsraum" entstehen. 
Die erste Dekade der Lissabon-Agenda ist freilich - auch aufgrund der globalen Fi-
nanzkrise - mit einer sehr ernüchternden Bilanz zu Ende gegangen. Insbesondere auf 
finanzpolitischem Gebiet ist die Union von ihren Zielen sehr weit entfernt geblieben. 
Aber auch die OMK im Bildungsbereich hat nicht die erwünschten Ergebnisse erzielt, 
sondern nahezu alle zentralen Benchmarks verfehlt.25 Angesichts dieser Bilanz passt 
die Union die strategischen Ziele, die Grundsätze und die Arbeitsweise der Strategie 
,,ET 2020" an.26 Die vier strategischen Ziele von ET 2020 sind: 

1. Verwirklichung von lebenslangem Lernen und Mobilität; 
2. Verbesserung der Qualität und Effizienz der allgemeinen und beruflichen Bil-

dung; 
3. Förderung der Gerechtigkeit, des sozialen Zusammenhalts und des aktiven Bür-

gersinns; 
4. Förderung von Innovation und Kreativität - einschließlich unternehmerischen 

Denkens - auf allen Ebenen der allgemeinen und beruflichen Bildung. 

Lebenslanges Lernen ist dabei so etwas wie ein Grundprinzip des gesamten strategi-
schen Rahmens und soll jede Art des Lernens, vom Kindergarten bis zur Hochschul-
bildung und die Berufsausbildung bis zur Erwachsenenbildung, abdecken und zu ei-
nem kohärenten System mit flexiblen Übergängen zusammenschließen. Dazu sollen 
vor allem nationale Qualifikationsrahmen in Verbindung mit dem Europäischen Qua-
lifikationsrahmen entwickelt und die Mobilität der Lehrenden und Lernenden geför-
dert werden. Ein kohärentes Qualifikationssystem zu schaffen, findet sich ebenfalls 
zentral in den Grundsätzen und den beschlossenen Arbeitsmethoden wieder, die den 
effizienteren Einsatz der OMK, eine bessere Verzahnung der Bildungssektoren un-
tereinander sowie mit dem Kopenhagen- und dem Bologna-Prozess vorsehen. Um die 
Fortschritte genauer zu verfolgen und Maßnahmen frühzeitig anpassen zu können, 
wird ET 2020 in drei Arbeitszyklen mit je spezifischen Prioritäten unterteilt, d. h. das 
Monitoring soll kleinschrittiger vorgehen und die Koordination engmaschiger erfol-
gen. 

25 So ist dem Zwischenbericht der Kommission zufolge (Commission of the European Communities 2009) etwa der Anteil 
der Schulabglnger mit geringen Lesefllhigkeiten zwischen 2000 und 2006 nicht gesunken, sondern sogar von 21,3 % auf 
24,1 % angestiegen; der Anteil der Erwachsenen mit Hochschulbildungsniveau liegt mit ca. 30% weiterhin weit hinter 
dem der USA und von Japan, und auch die Bildungsausgaben im Hochschulbereich liegen weiterhin um ca. c 10.000 pro 
Studierendem pro Jahr hinter den US.Vergleichsausgaben. 

26 Vgl. Europlischer Rat 28.05.2009. 
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Die europäischen Benchmarks, an denen das Erreichen der Ziele bis 2020 gemessen 
wird, lauten: 

• Durchschnittlich 15 % der Erwachsenen sollen am lebenslangen Lernen teilneh-
men. 

• Der Anteil der 15-Jährigen mit schlechten Leistungen in den Bereichen Lesen, 
Mathematik und Naturwissenschaften soll unter 15 % liegen. 

• Mindestens 40 % der 30- bis 34-Jährigen sollen einen Hochschulabschluss besit-
zen. 

• Der Anteil frühzeitiger Schul- und Ausbildungsabgänger soll unter 10 % liegen. 
• Mindestens 95 % der Kinder zwischen vier Jahren und dem Einschulungsalter 

soll in den Genuss einer Vorschulbildung kommen. 

Diese Benchmarks gelten europaweit, d. h. sie beziehen sich auf den EU-Durchschnitt 
und sind nicht von jedem Land einzeln zu erreichen. Vielmehr soll jede nationale 
Regierung erörtern, wie sie zum Erreichen der Benchmarks beitragen kann und wie 
angesichts der konkreten Situation im eigenen Land adäquate Schwerpunkte gewählt 
und Prioritäten gesetzt werden können, die entlang nationaler Bildungsaktionspläne 
mit spezifischen Kennzahlen verfolgt werden sollen. 

Für den ersten Zyklus (2009-2011) wurden für jedes der vier strategischen Ziele pri-
oritäre Bereiche festgelegt, die vor allem dem Erheben von Ursachen und der Identi-
fizierung von best practice-Modellen sowie der Verbesserung der Kooperation widmen. 

Insgesamt lässt sich dies zusammenfassen als ein Bemühen um Steigerung der Bil-
dungsbeteiligung in allen Bevölkerungsteilen, insbesondere bei den weniger Qualifi-
zierten und den Bildungsbenachteiligten. Das Ziel, Bildungsdefizite abzubauen und 
das Bildungsniveau zu erhöhen, ist im Zusammenhang mit der Beschäftigungsstra-
tegie der Union zu sehen, die wiederum zunächst dem Globalziel verpflichtet ist, die 
EU als wirtschaftlich wettbewerbsfähige und innovative Region zu stärken. Es ist aber 
auch nicht zu übersehen, dass daneben Zielsetzungen wie soziale Inklusion, Gerech-
tigkeit beim Zugang zu Bildung sowie „sozialer und territorialer Zusammenhalt" der 
Union stehen. Die Pluralität der Zielsetzungen der EU-Bildungspolitik sowie ihre Ge-
wichtung oder auch ihre eventuelle Widersprüchlichkeit gilt es im Folgenden etwas 
eingehender in den Blick zu nehmen. Denn die Komplexität der Mehrebenenpolitik 
erstreckt sich nicht nur auf die Akteure und die Zuständigkeitsebene, sondern auch 

· auf die Vielfalt der Ziele, deren Formulierung ja selbst zum einen ein Resultat des 
Mehrebenengeflechts ist, und die zum anderen den Hintergrund abgeben, vor dem 
politische Handlungen erfolgen und als Erfolge oder Misserfolge bewertet werden. 
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4 Die Pluralität der Ziele in der EU-Bildungspolitik 
In der Bildungspolitik der Union lassen sich mindestens vier unterschiedliche Ziel-
setzungen ausmachen, die mit unterschiedlichem Gewicht und zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten vertreten sind. Generell ist zu unterstreichen, dass die Bildungspolitik 
der Union von Anfang an der Wirtschaftspolitik bei- und untergeordnet ist, genauer: 
der Errichtung des Gemeinsamen Marktes. Wieweit die Bildungspolitik seither tat-
sächlich und nicht nur programmatisch von Wirtschaftspolitik eigenständig geworden 
ist, ist umstritten und muss wohl für die unterschiedlichen bildungspolitischen Sek-
toren einzeln diskutiert werden. Die vier Zielsetzungen, die niemals isoliert auftraten 
und sich im Übrigen auch nicht ausschließen, sind: (1) das Einführen einer europä-
ischen Dimension in die Bildung, im Sinne des Überwindens nationaler Stereotypen 
und des Aufbaus von europäischem Bewusstsein und einer europäischen Identität; (2) 
das Ideal eines „Europa der Bürger" im Zusammenhang mit dem Aufbau eines bür-
gemahen und demokratischen Europas mit entsprechender Bürgeridentität und eu-
ropäisch-demokratischer Verantwortlichkeit; (3) das Stärken des „Humankapitals" in 
Europa als Bestandteil einer europäischen Wissensgesellschaft, die sich im globalen 
Wettbewerb behauptet, d. h. Bildung als Teil der Wirtschafts- und Beschäftigungspo-
litik der Lissabon-Agenda; und (4) Bildung als Teil der europäischen Sozialpolitik in 
der Perspektive von Inklusion und sozialer Kohäsion. 

Die europäische Dimension in Bildungsprozessen, die Feindbilder überwindet und 
ein europäisches Bewusstsein stärkt, ist ein Nebenziel der europäischen Mobilitäts-
förderung gewesen, die ihrerseits vorrangig dem Errichten des Gemeinsamen Marktes 
zugeordnet ist. Sie ist vorwiegend mit den ersten Phasen europäischer Bildungspolitik 
und in erster Linie mit der Programmpolitik verbunden. Unter den gegenwärtigen 
Zielsetzungen der OMK-Bildungspolitik sucht man dieses Ziel vergeblich-was viel-
leicht auch als Anzeichen zu werten ist, dass europäische Feindbilder als überwunden 
gelten. Ähnliches gilt für das Bildungsziel, ein europäisches Bürgerideal als Bestandteil 
des demokratischen und bürgernahen Europa zu schaffen. Dieses Ziel ist vor allem in 
den 198oer und 199oer Jahren nachweisbar und stellt eine Reaktion auf die nachlas-
sende Identifikation der Bürger mit der EU dar. Seit 2000, also mit der Lissabon-
Agenda, ist diese Zielsetzung aus der EU-Bildungspolitik verschwunden.27 freilich 
muss man für beide Ziele die Frage stellen, inwiefern sie jemals tatsächlich tatkräftig 
und nachhaltig verfolgt wurden oder ob sie nicht in erster Linie der wenig ausgebauten 
Bildungspolitik jener Perioden geschuldet sind, die konkreterer Zielsetzungen erman-
geln mussten - zumal sie auf der nationalen Ebene nach wie vor eine Rolle spielen.28 

Unübersehbar prioritär ist mit der Lissabon-Agenda die wirtschafts- und wettbewerb-
spolitische Ausrichtung und Einbettung der EU-Bildungspolitik geworden. Das stra-
tegische Konzept des lebenslangen Lernens setzt auf die Erhaltung und Steigerung der 
Beschäftigungsfähigkeit der Unionsbevölkerung, identifiziert Schlüsselkompetenzen 

27 Vgl. Linsenmann 2008, S. 229f.; Ertl 2006, S. 8. 
28 Freilich kann man ihr Verschwinden auch mit dem europäischen Verfassungsprozess in Verbindung bringen, mit dem 

sie - je nach Bewertung - entweder erfüllt oder mit dessen Scheitern sie obsolet geworden sind. 
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wie vor allem IT-Kenntnisse und versteht die Qualität des allgemeinen wie des beruf-
lichen Bildungssystems im Horizont einer im globalem Wettbewerb stehenden Wis-
sensgesellschaft. Aus ethischer Sicht ist zu würdigen, dass diese Zielsetzungen zwar 
möglicherweise eine starke und bedenkliche Zuspitzung und Engführung des Bil-
dungsverständnisses darstellen - das freilich subsidiär im Zusammenhang mit den 
breiteren Zielsetzungen der nationalen Bildungssysteme zu sehen wäre - andererseits 
aber ethisch nicht belanglos sind. Dies gilt vor allem für die Tatsache, dass die Ziele 
der "Qualität und Effizienz" der allgemeinen und beruflichen Bildung auch einen so-
zialen Aspekt haben, nämlich die - freilich auf die ökonomische Integrierung fokus-
sierte - Verbesserung der Bildungssituation von Niedrigqualifizierten und (in den na-
tionalen Kontexten jeweils spezifischen) Randgruppen fordern. Die "ökonomische" 
Dimension der europäischen Bildungspolitik hängt also mit der "sozialen" zusammen, 
ohne mit ihr identisch oder auch von vornherein gleichgerichtet zu sein. 

Diese doppelte Zielsetzung wohnt der Lissabon-Agenda von Anfang an inne, denn die 
Leitidee des „wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschafts-
raums in der Welt" ist mit dem Ziel gekoppelt „mehr und bessere Arbeitsplätze" zu 
schaffen und "größeren sozialen Zusammenhalt" zu verwirklichen.29 Sozialer Zusam-
menhalt, oder wie es für gewöhnlich heißt, "sozialer und territorialer Zusammenhalt" 
ist ein eingeführtes und generelles Ziel der EU-(Sozial- und Regional-)Politik, das auch 
durch Bildungspolitik realisiert werden soll und zwar durch die Einordnung in die 
europäische Beschäftigungsstrategie und die Lissabon-Strategie insgesamt. Sozialer 
Zusammenhalt wird weitgehend verstanden als Angleichung der Lebensverhältnisse 
in Europa auf einem möglichst hohen Niveau, ist also mit einer ökonomischen Wachs-
tumsstrategie verbunden.30 Insbesondere für die Mitgliedstaaten des Südens und des 
Ostens begründet dies eine "Aufholstrategie" mit massiver Infrastrukturförderung, 
die durch die EU-Regional- und Strukturförderung verfolgt wird. Im Bildungssektor 
wirkt sich dies durch die Aufnahme von sozialen Indikatoren und Benchmarks aus, 
wie der Anteil an Schulabbrechern oder an Hochschulabsolventen in der Bevölkerung. 
Der forcierte Abbau von Bildungsdefiziten und die Konvergenz auf höheren Bildungs-
niveaus etc. - die im globalen Kontext die ökonomische Wettbewerbsposition der EU 
starken sollen -wirken sich innereuropäisch sozial kohäsiv aus, weil sie den Wettbe-
werbsdrucks zwischen den Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten reduzieren. Das Ver-
hältnis der "sozialen" zu den "ökonomischen" Bildungszielen ist freilich nicht einfach 

··zu bestimmen und wird im Horizont der Frage nach der Verantwortung für gerechte 
Bildung dadurch erschwert, dass die OMK zwar mit sozialen Bildungszielen und so-
zialen oder sozial relevanten Benchmarks aufwartet, 31 aber ihrer Natur nach eben keine 
direktive Gesetzgebung darstellt, sondern nicht-verpflichtende Leitgrößen formuliert, 

29 Die zentrale Programmaussage der Lissabon-Agenda lautet vollstlndig: "to becom, 1h, mOSI compailive and dynamic 
knowl,dge-based ,conomy in the world capobl, of suSlainabl, economic growch with more and betur jobs and greot,r social 
cohesion" (European Council 2000, Rn. 5, Hervorhebung im Original). 

30 Vgl. dazu Mandry 2010. 
31 Alexiadous (2007, S.106) Kritik, die OMK verfOge Ober keine oder nur unklar definierte soziale Zielgrößen ist daher im 

Blick auf ET 2020 nicht gänzlich berechtigt. Die soziale Zielsetzung scheint freilich j0ngst als .Inklusion" auf Armuts• 
vermeidung zugespitzt zu werden. Vgl. European Council 2010b, Rn. 3. 
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und dass es der nationalen Politik obliegt zu entscheiden, welchen Zielen höheres 
Gewicht und größere Priorität zukommt. Welche Bedeutung in diesem politischen 
Prozess die europäische Bildungspolitik hat und wie effizient und effektiv letztlich die 
OMK als Govemancemethode ist, wäre eingehender zu untersuchen. 

5 Ausblick: Bildungsverantwortung und politische 
Koordination 

Die Verantwortungszuschreibung ist bei der europäischen Dimension von Bildungs-
politik sowohl hinsichtlich der Kompetenzbestimmung als auch hinsichtlich der hand-
lungs- und Folgenzuschreibung mit Problemen behaftet. Die EU-Bildungspolitik stellt 
sich als ständiger Prozess dar, in dem sich distinkte Akteure zwar ausmachen, aber 
nur schwerlich klaren Rollen und Zuständigkeiten zuweisen lassen, Ebenen sich ver-
schränken, demokratische Modelle durch diffusere Modelle der Govemance abgelöst 
werden. Wer sind die Prozessverantwortlichen? Wer ist kontrollverantwortlich, wer 
legitimiert? Nationale Regierungen und nationale Zuständigkeiten (für Deutschland: 
Bundesländer) haben in der Bildungspolitik hinsichtlich der direkten Zuständigkeit 
auch im europäischen Rahmen nach wie vor die umfassendste Bestimmungsmög-
lichkeit. Der Politikstil der OMK ist im Bildungsbereich weitgehend intergouveme-
mental und nur wenig supranational (etwa im Bereich der Programme). Die zuneh-
mende Verschränkung mit nicht demokratisch legitimierten Entscheidungsagenten 
verwischt dies zwar; die Ebene der Einflussnahme auf europäischer Ebene erfolgt aber 
vor allem im Sinne der Verstärkung: Europäische Bildungspolitik wirkt eher als Ver-
stärker und Beschleuniger von bildungspolitischen Trends, die auf nationaler Ebene 
bereits vorhanden sind.32 Die OMK verlagert Verantwortung für das Erreichen der ge-
meinsam vereinbarten Ziele tendenziell wieder zurück auf die nationale Ebene. Aller-
dings könnte die OMK eine Dynamik über Semantiken und „Kennzahlen" entfalten, 
die sowohl die Kompetenzfrage als auch die Zuschreibungsfrage unterlaufen oder zu-
mindest verunklaren. Hier besteht Forschungsbedarf. Eine sozialethische Evaluierung 
muss darüber hinaus auch die Legitimität und die Effizienz und Zuteilung von Kom-
petenz zwischen den verschiedenen Ebenen reflektieren, als auch die ethische Qualität 
der Zielsetzungen, die europäischer Bildungspolitik eigen sind. Dabei wird es vor al-
lem auf eine ethische Verhältnisbestimmung zwischen „ökonomischen" und „sozia-
len" Zielsetzungen ankommen. 

32 Vgl. Grek u. a. 2009. 
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